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II BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem. Baugesetzbuch (BauGB) und der Verordnung
über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO).
Durch die Festsetzungen durch Planzeichen und die textlichen Festsetzungen in dieser
1. Änderung werden die bisherigen Festsetzungen vollständig ersetzt.
Es sind gem. § 12 Abs. 3a BauGB im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vor-
haben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag
verpflichtet hat.

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 und 4 BauNVO)

1.1 In dem in der Planzeichnung mit der Bezeichnung MU gekennzeichneten Bereich
wird ein urbanes Gebiet (§ 6a BauNVO) festgesetzt. Urbane Gebiete dienen dem
Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und sozialen, kulturellen
und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. Die Nut-
zungsmischung muss nicht gleichgewichtig sein.

1.1.1 Allgemein zulässig sind (§ 6a Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO)
1. Wohngebäude,
2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3.

i. Einzelhandelsbetriebe nur mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten gem.
nachfolgender Saarbrücker Sortimentsliste 1

1  Saarbrücker Sortimentsliste gem. Einzelhandelskonzept der Stadt Saarbrücken, 2015.

nicht-zentrenrelevante Sortimente (keine abschließende Auflistung)

Bauelemente, Baustoffe Lampen, Leuchten, Leuchtmittel
Bettwaren, Matratzen Maschinen / Werkzeuge
Bodenbeläge, TEppiche (Auslegware) Möbel
Campingartikel Pflanzen, Samen
Eisenwaren, Beschläge Reitsportartikel
Elektrogroßgeräte Rolläden / Markisen
Elektroinstallationsmaterial Sanitärartikel
Farben, Lacke Tapeten
Fliesen Teppiche (Einzelware)
Gartenartikel und- Geräte Topf- und Zimmerpflanzen, 

Blumentöpfe / Vasen (Indoor)
Kfz-, Caravan- und Motorradzubehör Zoologische Artikel (inkl. lebende 

Tiere und Tiernahrung)

ii. Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten gem. nachfolgen-
der Saarbrücker Sortimentsliste 2

2 Saarbrücker Sortimentsliste gem. Einzelhandelskonzept.
3 Hinweis: In der Regel sind nur dann keine negativen Auswirkungen anzunehmen, wenn solche Einzel- 
   handelsbetriebe eine Verkaufsfläche von 400 m² nicht überschreiten.

zentrenrelevante Sortimente 

hiervon nahversorgungsrelevant Haushaltswaren
Drogeriewaren Heimtextilien, Gardinen, Dekostoffe,
Getränke Haus,- Bett- und Tischwäsche
Nahrungs- und Genussmittel Hörgeräte
Parfümerie- und Kosmetikartikel Kunstgewerbe, Bilder, Bilderrahmen
Pharmazeutika Künstlerartikel, Bastelzubehör
Schnittblumen Lederwaren, Taschen, Koffer,

Regenschirme
Zeitungen / Zeitschriften Musikinstumente und Zubehör
Angler- und Jagdartikel, Waffen Optik, Augenoptik
Bekleidung Papier, Büroartikel, Schreibwaren
Bild- und Tonträger Sanitätsartikel
Bücher Schuhe
Büromaschinen Spielwaren
Computer und Zubehör Sportartikel und -geräte (inkl. Sport-

großgeräte)
Elektrokleingeräte Sportbekleidung
Fahrräder und technisches Zubehör Sportschuhe
Foto Telekommunikation und Zubehör
Glas, Porzellan, Keramik Uhren, Schmuck
Handarbeitswaren, Kurzwaren, Meter- Unterhaltungselektronik und
ware, Stoffe, Wolle Zubehör

sofern von ihnen keine Negativauswirkungen 3 auf die zentralen Versorgungs-
bereiche zu erwarten sind,

iii. sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes
4. sonstige Gewerbebetriebe,
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund- 

heitliche und sportliche Zwecke.

1.1.2 Nicht zulässig sind
(§ 6a Abs. 2 und 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 BauNVO)
1. Vergnügungsstätten, Bordelle, Spielhallen und Wettbüros,
2. Gewerbebetriebe mit Sex- und Erotiksortimenten,
3. Schank- und Speisewirtschaften,
4. Tankstellen.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16ff. BauNVO)

2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß Planeintrag in den Nutzungsschablo-
nen bestimmt:
durch die Grundflächenzahl (GRZ)
durch die Geschossflächenzahl (GFZ)
durch die Gesamthöhe der baulichen Anlagen (HG max. ü. NN).

durch die Gesamthöhe der baulichen Anlagen (HG max. ü. NN).
durch die Anzahl der Vollgeschosse.

2.2 Im urbanen Gebiet darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der in
§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO (Baunutzungsverordnung in der Fassung vom
01.10.2017) bezeichneten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,9 über-
schritten werden.

2.3 Die Höhe baulicher Anlagen wird durch die Planeinschriebe als maximale Gesamt-
höhe der baulichen Anlagen (HG max.) in den Nutzungsschablonen festgesetzt. 
Dabei wird die HG max. für das Baugebiet MU über Normalnull (NN) definiert. Die
Gebäudehöhe wird bei Flachdächern durch die Attika definiert. Nebenanlagen auf
den nicht überbaubaren Grundstückflächen dürfen eine maximale Gesamthöhe von
195,45 ü. NN m nicht übersteigen.

2.4 Die festgesetzten Gesamthöhen baulicher Anlagen dürfen durch technische Auf- 
bauten bis zu einer Höhe von 1,50 m, gemessen an der Oberkante des vertikalen
Gebäudeabschnittes (Attikahöhe), überschritten werden. Alle technischen Aufbau-
ten müssen mindestens um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des darunter
liegenden Geschosses abrücken. Für Aufzugsmaschinenhäuser/ Treppenhäuser
kann auf den Abstand zur Gebäudekante verzichtet werden, sofern der Aufbau
nicht der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandt ist.

3 Bauweise / Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen / abwei-

chende Abstandsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2, 2a BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO)

3.1 Es gilt eine abweichende Bauweise. Sie ist geschlossen, soweit die festgesetzten
Baulinien und Baugrenzen dies zulassen und sich aus den Festsetzungen zur Ge-
schossigkeit nichts anderes ergibt. Eine Begrenzung der Gebäude auf 50 m Länge
besteht nicht.

3.2 Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden in der Plan-
zeichnung durch Baugrenzen und Baulinien bestimmt.

3.3 Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Terrassen ist im urbanen Gebiet um bis
zu 3,50 m zulässig.

3.4 Die mit der Kennzeichnung „Ab“ festgesetzten Baulinien (siehe Planzeichnung) im
urbanen Gebiet gelten ausschließlich für das Staffelgeschoss des jeweiligen Ge- 
bäudes.

4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 21a BauNVO)

4.1 Tiefgaragen und ihre Zufahrten sind gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO nur innerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen und innerhalb der dafür festgesetzten Flächen
(„TG“) zulässig.

4.2 Bei der Ermittlung der Geschossfläche bleiben Flächen von Stellplätzen und Gara-
gen (Tiefgarage) in Vollgeschossen unberücksichtigt (§ 21a Abs. 4 Nr. 3 BauNVO).

4.3 Im Plangebiet MU wird das Tiefgaragengeschoss nicht auf die Zahl der zulässigen
Vollgeschosse angerechnet (§ 21 a Abs. 1 BauNVO).

5 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

5.1 Die Straßenverkehrsflächen sind in der Planzeichnung durch Straßenbegrenzungs-
linien von den übrigen Flächen abgegrenzt.

6 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

6.1 Gemäß Planzeichnung wird die Fläche mit der Bezeichnung G1 mit einem Gehrecht
zu Gunsten der Allgemeinheit festgesetzt. Das festgesetzte Gehrecht G1 darf in
dem mit „TG“ gekennzeichneten Bereich mit einer Tiefgarage unterbaut werden. Im
Bereich der Baufelder 02 und 04 beschränkt sich das Gehrecht G1 jeweils auf einen
Durchgang und darf mit Obergeschossen überbaut werden.
Gemäß Planzeichnung wird die Fläche mit der Bezeichnung G2 mit einem unterirdi-
schen, privaten Gehrecht zu Gunsten der Bewohner des Anwesens auf Baufeld 01
für den unterirdischen Zugang zur Tiefgarage festgesetzt.

6.2 Gemäß Planzeichnung wird die Fläche mit der Bezeichnung L1 mit einem Geh-,
Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Stadtwerke Saarbrücken festgesetzt.

7 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

7.1 Für die gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB gekennzeichneten Flächen im Baugebiet
sind zum Schutz vor Außenlärm für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen die An-
forderungen der Luftschalldämmung nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau –
Teil 1: Mindestanforderungen“, Ausgabe Januar 2018, einzuhalten. Die erforder-
lichen resultierenden Schalldämm-Maße der Außenbauteile ergeben sich nach DIN
4109-1 (Januar 2018) unter Berücksichtigung des maßgeblichen Außenlärmpegels
und der unterschiedlichen Raumarten nach folgender Gliederung:
R´w,ges = La - KRaumart
Dabei ist
KRaumart = 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien;
KRaumart = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume

in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches;
KRaumart = 35 dB für Büroräume und Ähnliches;
La der Maßgebliche Außenlärmpegel nach Punkt 4.5.5 der

DIN 4109-2 (Januar 2018).
Mindestens einzuhalten sind:
R´w,ges = 35 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien;
R´w,ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume

in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume und
Ähnliches.

Für gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße von R´w,ges > 50 dB sind die Anfor-
derungen aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen.
Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R´w,ges sind in Ab-
hängigkeit vom Verhältnis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenfläche
eines Raumes SS zur Grundfläche des Raumes SG nach DIN 4109-2 (Januar
2018), Gleichung 32 mit dem Korrekturwert KAL nach Gleichung 33 zu korrigieren.
Für Außenbauteile, die unterschiedlich zur maßgeblichen Lärmquelle orientiert sind,
siehe DIN 4109-2 (Januar 2018), 4.4.1.

Es können Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden,so-
weit nachgewiesen wird, dass – insbesondere bei gegenüber den Lärmquellen ab-
geschirmten oder den Lärmquellen abgewandten Gebäudeteilen – geringere ge-
samte bewertete Bau-Schalldämm-Maße R´w,ges  ausreichend zur Einhaltung der
Schallschutzvorgaben sind.

7.2 Für Wohnnutzungen oder vergleichbare Nutzungen innerhalb des Fassadenab-
schnitts A sind in den in der Nacht zum Schlafen genutzten Aufenthaltsräumen
(Schlaf- und Kinderzimmer) Fenster als nicht zu öffnende Fenster auszuführen und
in Kombination mit fensterunabhängigen, schallgedämmten Lüftungseinrichtungen
nach DIN 4109-01 (Januar 2018) oder gleichwertige Maßnahmen bautechnischer
Art einzubauen, die eine ausreichende Belüftung sicherstellen. Der von Überschrei-
tungen betroffenen Fassadenabschnitt A ist in der Planzeichnung gekennzeichnet.

8 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

8.1 Pflanzgebot für Tiefgaragendecken
Die nicht für Erschließungszwecke in Anspruch genommenen Teile von Tiefgara-
gendecken, einschließlich den von der Feuerwehr in Anspruch genommenen Flä-
chen wie Feuerwehrzufahrten, Feuerwehrbewegungs- und den Feuerwehrangriffs-
flächen, und die nicht überbauten Teile von Tiefgaragendecken, sind mit einer im
Mittel 0,5 m starken Erdüberdeckung auszuführen, dürfen eine Mindestschicht- 
decke von 15 cm nicht unterschreiten und sind zu begrünen.

8.2 Je angefangenen 300 m² nicht überbaubarer Fläche sind mindestens ein Laub-
baum 2. Ordnung sowie 5 Sträucher zu pflanzen. Abgängige Gehölze sind nach-
zupflanzen.

8.3 Dachbegrünung (DG)
Auf 75 % der nicht baulich genutzten Dachflächen mit einer Neigung von 0° bis 6°
ist eine extensive Dachbegrünung aufzubringen und zu erhalten. Davon ausgenom-
men sind Vordächer sowie Dächer von Außenanlagen und Umfahrungen sowie 
Glasdächer. Auf Dachflächen, die baulich genutzt werden (z.B. Dachterrassen,
Lichtbänder und Be- und Entlüftungsanlagen), ist eine Begrünung nicht erforderlich.
In Kombination mit einer Dachbegrünung sind auch Anlagen der Solar- und Ener- 
giegewinnung zulässig.

III NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN GEM. § 9 ABS. 6 BAUGB

Der gesamte Geltungsbereich befindet sich innerhalb der Schutzzone III des mit 
Verordnung vom 13.12.1989 festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes  „St. Ar- 
nual“ (C31).

IV BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. § 85 LBO SAARLAND)

1 Werbeanlagen:

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Werbeanlagen müssen
in Größe, Farbe, Proportion, Gliederung, Lichtwirkung und Plastizität auf die Gestal-
tung der Fassade abgestimmt sein und sich den Fassadenflächen, auf denen sie
befestigt sind, unterordnen.

Sie müssen sich in die architektonische Eigenart der Umgebung einfügen und sich
den architektonischen Grundsätzen der Gebäude unterordnen. Sie sind so anzuord-
nen, dass die architektonische Gliederung des Gebäudes erhalten bleibt. Sie dürfen
die Elemente der Fassadengliederung, z.B. Bauteile wie Gesimse, Lisenen, Rah- 
mungen, Fenster, Balkone, Geländer nicht überdecken und müssen einen optisch
wirksamen Abstand zu diesen haben.

Werbeanlagen sind nur im Bereich des Erdgeschosses und bis zur Brüstung des
ersten Obergeschosses zulässig. Ausnahmsweise können Werbeanlagen bis zur
Brüstungshöhe des zweiten Obergeschosses angebracht werden, wenn das Ge-
werbe, für das geworben wird, nicht im Erdgeschoss des Hauses, sondern darüber
ausgeübt wird.

Werbeanlagen auf Fassadenflächen dürfen nur aus Einzelbuchstaben oder aus
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Werbeanlagen auf Fassadenflächen dürfen nur aus Einzelbuchstaben oder aus
farblich abgesetzten, auf die Fassadenoberfläche aufgetragenen Schriftzügen be-
stehen.

Ausleger von bis zu 1 m sind zulässig.

Video-Walls und vergleichbare, wechselnd leuchtende Werbeanlagen (auch Laser-
werbung) sind unzulässig.

2 Satellitenantennen/ Technische Aufbauten:

Satellitenantennen sind ausschließlich auf Dachflächen zulässig. Satellitenantennen
und sonstige Aufbauten müssen von der Dachkante gem. II2.4 zurückspringen.

3 Dachformen:

Zulässig sind nur Flachdächer bis zu einer maximalen Neigung von 6°. Andere
Dachformen sind nicht zulässig.

4 Mülltonnenstandorte:

Anlagen zur vorübergehenden Aufbewahrung von Abfällen und Reststoffen, wie be-
wegliche Abfallbehälter, sind baulich oder durch Bepflanzungen gegen Einsicht von
öffentlichen Anlagen und Verkehrsflächen abzuschirmen.

V HINWEISE  OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER

1 DIN-Vorschriften und Regelwerke

Die in den textlichen Festsetzungen angegebenen DIN-Vorschriften und Regelwerke  wer-
den zu jedermanns Einsicht bei der Stadt Saarbrücken (Bahnhofstraße 31, 66104 Saar-
brücken, 9. OG, Zimmer 927) während der Öffnungszeiten bereitgehalten.

2 Kampfmittel

Das Vorhandensein von Kampfmitteln kann nicht ausgeschlossen werden. Daher sind Erd-
arbeiten mit entsprechender Vorsicht auszuführen. Kampfmittelfunde gleich welcher Art,
sind unverzüglich dem Kampfmittelbeseitigungsdienst zu melden, der dann über die weitere
Vorgehensweise entscheidet. Beauftragte Fachunternehmen sind nicht berechtigt, selbst-
ständig Fundmunition zu entschärfen, zu sprengen oder auf öffentlichen Straßen zu trans-
portieren.

3 Bodenschutz

Aus den Befunden der Bodenuntersuchungen lässt sich kein größerer Schadensherd und
somit keine Notwendigkeit einer generellen Flächensanierung ableiten.

Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass punktuell, insbesondere im nahen Umfeld von al-
ten unterirdischen Tanklagern (z.B. die alte Tankanlage innerhalb der heutigen Werkstatt
oder der noch in Betrieb befindliche Altöltank), Bodenverunreinigungen eingetreten sind.
Beim Ausbau dieser unterirdischen Betriebsanlagen sollte daher sicherheitshalber auch
eine Position für Aushubentsorgungen in Bodenreinigungsanlagen oder auf Deponien
vorgesehen werden.

Da leider nur rudimentäre Altbestandspläne existieren ist nicht auszuschließen, dass sich
noch an anderen Stellen unterirdische Altanlagen befinden, die lokale Bodenveränderungen
bewirkt haben.

Eine Kostenschätzung ist auf der Basis der orientierenden Untersuchung nicht möglich.
Sicherheitshalber sollte jedoch ein Betrag von ca. 50.000 Euro für Bodensanierungen im
Kostenbudget eingeplant werden.

Darüber hinaus wird empfohlen, den Rückbau von unterirdischen Betriebsstofflagern und
Abscheidersystemen gutachterlich zu begleiten und entweder die Schadstofffreiheit oder die
erfolgreiche Sanierung (durch Freimessungen) zu dokumentieren. Auf der Basis einer Ab-
schluss-Sanierungsdokumentation kann anschließend eine vollständige Löschung des (Alt-)
Standorts aus dem saarländischen Altlastenkataster (ALKA) beantragt werden.

Für den Abbruch oberirdischer Anlagen ist die Erstellung eines Rückbaukonzepts auf der
Basis von Gebäudebesichtigungen und Baustoffstichproben als Grundlage für einen gere-
gelten wirtschaftlichen Abriss und für eine ordnungsgemäße Entsorgung von Abbruchma-
terialien sinnvoll.

4 Natur- und Artenschutz

Naturschutz:
Die gesetzlichen Rodungs- und Rückschnittsfristen gemäß § 39 Abs. 5 NR. 2 BNatSchG
(zulässiger Zeitraum zwischen dem 01.Oktober und dem 28.Februar) sind einzuhalten.

Artenschutz:
Bei Abriss von Bestandsgebäuden sind die artenschutzrechtlichen Vorgaben gemäß § 44
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einzuhalten. Zur Wahrung der ökologischen Funk-
tion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang sind im Vorfeld
des Eingriffs neun Nistkästen für Mauersegler (Typ 17a der Fa. Schwegler oder baugleiche
Fabrikate) und neun Nistkästen für Haussperlinge (Sperlingskoloniehaus der Fa. Schwegler
oder baugleiches Fabrikat) anzubringen (CEF-Maßnahmen). Die Maßnahmen müssen
räumlich-funktional verbunden sein und zeitlich so durchgeführt werden, dass zwischen
dem Erfolg der Maßnahme und dem vorgesehenen Eingriff keine Lücke entsteht.

Die Umsetzung der Maßnahmen wird über einen städtebaulichen Vertrag sichergestellt.

5 Trink- und Grundwasserschutz

Die Wasserschutzgebietsverordnung St. Arnual vom 13.12.1989, zuletzt geändert durch die
Verordnung vom 24. Januar 2006 (Amtsbl. S. 174) ist zu beachten. Werden durch beab-
sichtigte Nutzungen und Bebauungen Verbotsbestimmungen der Wasserschutzgebietsver-
ordnung berührt ist eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 4 der VO erforderlich. Anlagen
zur Gewinnung von Erdwärme sind im Plangebiet unzulässig.

6 Richtfunkverbindungen

Durch den Geltungsbereich des Bebauungsplanes verläuft eine Richtfunktrasse mit folgen-
den Koordinaten:

Geplante Gebäude/ Baukonstruktionen dürfen die max. Bauhöhen von 21 m nicht über-
schreiten. Die Verbindung umfasst einen Schutzstreifen um die Mittellinie von je 3 m (Tras-
senbreite).
Man kann sich diese Telekommunikationslinien als einen horizontal über der Landschaft
verlaufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 20 - 60m (einschließlich der
Schutzbereiche) vorstellen. Insbesondere bei der Planung und Positionierung von Baukrä-
nen bittet der Träger (Telefonica Germany GmbH & Co. OHG, Rheinstr 15, 14513 Teltow,
o2-MW-BlmSchG@telefonica.com) um Abstimmung mit der ausführenden Baufirma. Alle
geplanten Konstruktionen und notwendige Baukräne dürfen nicht in die Richtfunktrassen
ragen.

7 Versorgungsanlagen der Stadtwerke Saarbrücken

Bei Abriss von bestehenden Gebäuden, müssen die dazugehörigen Hausanschlüsse abge-
trennt werden. Ansprechpartner zur Koordination dieser Maßnahmen sind Herr Diener,
Netzservice Strom, Tel. 0681/ 587-2525, Herr Hector, Netzservice Gas/ Wasser, Tel. 0681
/587-2364 und Herr Steuer, Netzservice Fernwärme, Tel. 0681 /587-5619.

Bei weiteren Maßnahmen wie Abbruch, Tiefbau u.a. sind die entsprechenden Genehmigun-
gen bei der zuständigen Behörde einzuholen und die Auflagen zu beachten. Die Stadtwerke
weist darauf hin, dass alle im Geltungsbereich befindlichen Versorgungsanlagen jederzeit
frei zugänglich und die Trassen mit Baustellenfahrzeugen befahrbar sein müssen. Ein Über-
bauen mit Gebäuden oder befestigten Oberflächen sowie die Bepflanzung von Bäumen und
Buschwerk sind unzulässig.

8 Baudenkmalpflege

Im Bebauungsgebiet sind folgende Baudenkmäler von der Maßnahme betroffen: Großher-
zog-Friedrich-Straße: Nr. 39 + 45 + 47. Bauliche Maßnahmen in diesen Bereichen sind im
Zuge der weiteren Planung mit dem Landesdenkmalamt abzustimmen.

Bau-/ Bodendenkmäler:
Wer Sachen oder Teile von Sachen findet, bei denen vermutet werden kann, dass an ihrer
Erhaltung oder Untersuchung ein öffentliches Interesse besteht, hat dies unverzüglich der
Landesdenkmalbehörde anzuzeigen. Die Anzeige kann auch gegenüber der Gemeindever-
waltung oder einer oder einem Denkmalbeauftragten erfolgen, welche die Anzeige unver-
züglich an die Landesdenkmalbehörde weiterzuleiten haben. Anzeigepflichtig sind auch die
Leiterin oder der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, sowie die Grund-
stückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer und die sonstigen Nutzungsberech-
tigten. Die Kenntnis von der Anzeige einer oder eines Pflichtigen befreit die Übrigen.
Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf von sechs Arbeitstagen nach der Anzeige
unverändert zu lassen und vor Gefahren zu schützen, wenn nicht die Denkmalbehörde vor-
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unverändert zu lassen und vor Gefahren zu schützen, wenn nicht die Denkmalbehörde vor-
her die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Fortsetzung der Arbeiten ist zu gestatten,
wenn ihre Unterbrechung unzumutbare Kosten verursachen würde und die Landesdenkmal-
behörde hierfür keinen Ersatz leisten will (Anzeigepflicht und Veränderungsverbot gem. § 12
SDschG).

9 Erschließungsarbeiten durch die Telekom

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, wie aus beigefügtem
Plan ersichtlich ist. Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der
vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen
(z.B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien
jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabel-
schächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahrlos ge-
öffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Die Kabelschutzan-
weisung der Telekom ist zu beachten. Sollte an dem betreffenden Standort ein Anschluss
an das Telekommunikationsnetz der Telekom benötigt werden, bittet die Telekom zur Ko-
ordinierung mit der Verlegung anderer Leitungen rechtzeitig, sich mit Ihnen in Verbindung
zu setzen.

10 Brandschutz

Bei der Gebäudenutzung bzw. Standortplanung ist die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr
auf Grundstücken“ zu beachten. Bei einer Festlegung von Baumstandorten ist die Notwen-
digkeit einer Anleiterung am Objekt zu prüfen. Bei Festlegungen von Parkflächen sind eben-
so die möglichen Zufahrten bzw. Aufstellflächen der Feuerwehr zu berücksichtigen.

11 Vermessung

Information zu Qualität und Handhabung von Koordinaten aus der digitalen Liegenschafts-
karte bzw. ALKIS-Bestandsdaten

Die digitale Liegenschaftskarte wurde auf der Grundlage analoger Gebrauchskarten erstellt.
Dabei handelte es sich sowohl um Katasterrahmen- als auch um Katasterinselkarten. Die
Digitalisierung der Rahmenkarten (Ausgangsmaßstab 1:1000) erfolgte 1:1 ohne Verwen-
dung gerechneter Paßpunkte. Die Einpassung der Karten erfolgte über die Gitterkreuze.

Die Inselkarten (Ausgangsmaßstäbe 1:625 bis 1:2000) wurden unter Verwendung der vor-
handenen Punkte der ALK – Punktdatei mittels Delauny-Transformationen in das Gauß-
Krüger-System eingepasst.

Mit den verwendeten Verfahren konnte keine Genauigkeitssteigerung erzielt werden. Situa-
tionsbedingt sollten möglichst schnell digitale Karten erzeugt und den Nutzern zur Verfü-
gung gestellt werden. Die digitalen Karten können daher auch nur als eine einfache Umfor-
mung von analoger in digitale Form angesehen werden. Eine Genauigkeitssteigerung bleibt
den nachfolgenden Homogenisierungsverfahren vorbehalten. Die Genauigkeit der digitalen
Karte und auch der Koordinatenangaben des Punktortes TA in ALKIS-Bestandsdaten haben
in aller Regel auch nur die Genauigkeit der zugrunde liegenden analogen Karte. Diesen Ko-
ordinaten kann nur die Qualitätsstufe „Präsentationskoordinate“ zugestanden werden. Die
geometrische Genauigkeit unterliegt einer großen Schwankungsbreite und kann nicht ge-
nerell, sondern nur im Einzelfall beurteilt werden. Sie können nicht als Ausgangspunkte für
Messungen verwendet werden. Ebenso können daraus auch keine anderen Maße oder
Werte (Grenzlängen, Grenzabstände oder Flächen) abgeleitet werden.

Aufgrund der Information zu Qualität und Handhabung von Koordinaten aus der digitalen
Liegenschaftskarte bzw. ALKIS-Bestandsdaten wurde seitens des Vorhabenträgers im Zu-
ge der Erstellung der städtebaulichen Konzeption/des Vorhaben- und Erschließungsplans
eine neue Vermessung beauftragt. Die Planung erfolgte auf Basis dieser neuen Vermes-
sungsdaten.
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